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2. Instanz

Aktenzeichen L 14 R 285/18
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3. Instanz

Datum 26.05.2023

Die Berufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch im zweiten Rechtszug nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen. 

GrÃ¼nde

Â 

I.

Der am 00.00.1952 geborene KlÃ¤ger trat zum 01.10.1970 als Beamter in den
Polizeidienst des Landes Nordrhein-Westfalen ein; mit Ablauf des 31.08.1988 wurde
er wegen DienstunfÃ¤higkeit in den Ruhestand versetzt.

Â 

Nachdem der KlÃ¤ger durch das Urteil des Landgerichts Aachen vom 05.08.2013 zu
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einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und elf Monaten verurteilt worden war,
stellte das Landesamt fÃ¼r Besoldung und Versorgung die Zahlung der
VersorgungsbezÃ¼ge ab der am 09.10.2013 eingetretenen Rechtskraft des Urteils
ein. FÃ¼r die Zeit seiner aktiven Dienstzeit, das heiÃ�t fÃ¼r die Zeit vom
01.10.1970 bis zum 31.08.1988, wurde der KlÃ¤ger in der gesetzlichen
Rentenversicherung nachversichert. 

Â 

Am 09.12.2015 beantragte der KlÃ¤ger eine Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte ab dem 01.01.2016. Diesen Antrag lehnte die Beklagte ab und fÃ¼hrte
zur BegrÃ¼ndung aus, er habe die Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt, denn sein
Versicherungskonto weise statt der fÃ¼r eine solche Rente erforderlichen 540 nur
239 Monate aus. 

Â 

Mit seinem unter dem 30.06.2016 eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger
geltend, der Zeitraum, in welchem er als Ruhestandsbeamter VersorgungsbezÃ¼ge
wegen DienstunfÃ¤higkeit bezogen habe, dÃ¼rfe nicht unberÃ¼cksichtigt bleiben,
dieser sei zu Unrecht nicht nachversichert worden. Sofern eine Nachversicherung
nicht mÃ¶glich sei, mÃ¼sse jedenfalls eine BerÃ¼cksichtigung als beitragsfreie Zeit
wegen BerÃ¼cksichtigung einer Zurechnungszeit bei der Berechnung der Wartezeit
fÃ¼r den Bezug der beantragten Altersrente erfolgen.

Â 

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 24.02.2017 zurÃ¼ck und
fÃ¼hrte aus, eine Nachversicherung erfolge nur fÃ¼r BeschÃ¤ftigungszeiten, die in
der gesetzlichen Rentenversicherung an sich versicherungspflichtig gewesen seien.
Ab der Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand sei der KlÃ¤ger nicht mehr
beschÃ¤ftigt gewesen, so dass die Zeit im Ruhestand auch nicht nachversichert
werden kÃ¶nne. UnabhÃ¤ngig davon, dass Zurechnungszeiten bei der ErfÃ¼llung
der fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte
notwendigen Wartezeit nicht berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten, seien Zeiten des
Erhalts von VersorgungsbezÃ¼gen nach beamtenrechtlichen Vorschriften keine
Zurechnungszeiten und begrÃ¼ndeten auch keine Anrechnungszeiten. 

Â 

Daraufhin hat der KlÃ¤ger am 27.03.2017 Klage erhoben. Er meint, auch in der Zeit
als Ruhestandsbeamter habe er sich in einem DienstverhÃ¤ltnis als Polizist
befunden; diese Zeit sei genauso wie die aktive Dienstzeit zu berÃ¼cksichtigen. Die
erhaltenen Versorgungsleistungen hÃ¤tten einen Ersatz fÃ¼r das wegen
DienstunfÃ¤higkeit entgangene Arbeitsentgelt dargestellt. Personen, die
Entgeltersatzleistungen erhielten, seien nach den Bestimmungen des Sechsten
Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB VI) regelmÃ¤Ã�ig versicherungspflichtig. Der
Zeitraum vom 01.09.1988 bis zum 09.10.2013 sei daher nachzuversichern,
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jedenfalls aber bei der Wartezeit zu berÃ¼cksichtigen. Â 

Â 

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

Â 

den Bescheid der Beklagten vom 04.03.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.02.2017 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm ab dem 01.01.2016 eine Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte zu zahlen. 

Â 

Die Beklagte hat beantragt,

Â 

die Klage abzuweisen.

Â 

Sie hat an ihrer Auffassung festgehalten und ergÃ¤nzend vorgetragen, wÃ¤hrend
des Bezugs der beamtenrechtlichen Versorgung wegen DienstunfÃ¤higkeit habe
keine TÃ¤tigkeit gegen Entgelt vorgelegen.

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage durch Urteil vom 01.03.2018 abgewiesen und
begrÃ¼ndend ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung
der begehrten Rente, weil er die Wartezeit von 45 Jahren nicht erfÃ¼llt habe.
Nachversichert worden sei nur die Zeit vom 01.10.1970 bis zum 31.08.1988, so
dass auch nur fÃ¼r diesen Zeitraum PflichtbeitrÃ¤ge als gezahlt gÃ¤lten. Da nur
tatsÃ¤chlich im Rahmen einer Nachversicherung nachgezahlte BeitrÃ¤ge wie
rechtzeitig gezahlte PflichtbeitrÃ¤ge zu berÃ¼cksichtigen seien und fÃ¼r die Zeit
vom 01.09.1988 bis zum 09.10.2013 unstreitig keine Nachversicherung erfolgt sei,
komme es auch nicht darauf an, ob eine solche mÃ¶glicherweise hÃ¤tte erfolgen
mÃ¼ssen. SchlieÃ�lich sei dieser Zeitraum auch nicht nach anderen Vorschriften
als BerÃ¼cksichtigungs- oder Anrechnungszeit fÃ¼r die Berechnung der Wartezeit
von Bedeutung.Â  

Â 

Gegen das seiner damaligen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 27.03.2018 zugestellte
Urteil hat der KlÃ¤ger am 26.04.2018 Berufung eingelegt. Er ist der Auffassung, sein
Fall sei von den gesetzlichen Regelungen nicht erfasst, so dass das Sozialgericht
eine berichtigende Auslegung hÃ¤tte vornehmen mÃ¼ssen. Seine Situation als
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Beamter im vorzeitigen Ruhestand sei dabei mit derjenigen einer Person
vergleichbar, die aufgrund eines vorangegangenen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
Entgeltersatzleistungen erhalte. Eine solche Person sei regelmÃ¤Ã�ig
versicherungspflichtig (Â§ 3 SGB VI). Mangels aktuellen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses werde die Versicherungspflicht insoweit gesetzlich
angeordnet. Da eine solche Regelung fÃ¼r Ruhestandsbeamte aufgrund
DienstunfÃ¤higkeit, deren Beamtenstatus nachtrÃ¤glich wegfalle, nicht existiere,
sei deren InvaliditÃ¤ts- und Altersversorgung im Gegensatz zu derjenigen von
Beziehern von Entgeltersatzleistungen nicht sichergestellt. Dies aber widerspreche
der GesetzesbegrÃ¼ndung; bei der EinfÃ¼hrung der Rente fÃ¼r besonders
langjÃ¤hrig Versicherte sei ausdrÃ¼cklich zwischen Zeiten des Bezugs von
Versicherungsleistungen, die entgangenes Arbeitsentgelt ersetzen sollten, und
Zeiten des Bezugs von Leistungen, die von einem FÃ¼rsorgecharakter geprÃ¤gt
und durch Steuermittel finanziert seien, differenziert worden, (nur) erstere seien
fÃ¼r die Wartezeit zu berÃ¼cksichtigen. Eine NichtberÃ¼cksichtigung seiner dem
Bezug von Entgeltersatzleistungen entsprechenden Zeiten fÃ¼hre bei ihm zu einer
systemwidrigen VersorgungslÃ¼cke. Da eine Nachversicherung nur fÃ¼r Zeiten
durchgefÃ¼hrt werde, in denen eine Befreiung von der Versicherungspflicht
vorgelegen habe, Â§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI einen Fall wie den seinen nicht
erfasse und eine entsprechende Anwendung zu einer systemwidrigen Aufweichung
des BeschÃ¤ftigungsbegriffs fÃ¼hren wÃ¼rde, bleibe letztlich nur der Weg, seine
Zeiten der DienstunfÃ¤higkeit in analoger Anwendung der Vorschriften des SGB VI
als versicherungspflichtig anzusehen mit der Folge, dass sie nach Â§Â§ 51 Abs. 3a
Nr. 1 bzw. Nr. 3, 58 SGB VI in entsprechender Anwendung in vollem Umfang zu
berÃ¼cksichtigen seien. Gehe man â�� entgegen der hier vertretenen Auffassung
â�� in doppelt analoger Anwendung vom Vorliegen des Befreiungstatbestands des 
Â§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI aus, so hÃ¤tte der Zeitraum des Erhalts von
VersorgungsbezÃ¼gen nachversichert werden mÃ¼ssen; dieser Umstand mÃ¼sse
auch nach hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung im Rahmen der Bescheidung seines
Rentenantrags eine Rolle spielen, so dass er so gestellt werden mÃ¼sse, als wenn
die Nachversicherung erfolgt sei. 

Â 

Er beantragt, 

Â 

das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 01.03.2018 sowie den Bescheid vom
04.03.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.02.2017 aufzuheben
und die Beklagte zu verpflichten, ihm ab dem 01.01.2016 eine Altersrente fÃ¼r
besonders langjÃ¤hrig Versicherte zu gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 
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die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Sie hÃ¤lt an ihrer bislang vertretenen Auffassung fest, die sie durch die
erstinstanzliche Entscheidung bestÃ¤tigt sieht. 

Â 

Nachdem der Senat die Bewilligung von Prozesskostenhilfe abgelehnt hatte, hat die
bis dahin und auch nun wieder fÃ¼r den KlÃ¤ger tÃ¤tige BevollmÃ¤chtigte das
Mandat niedergelegt. Zur Stellungnahme dazu aufgefordert, ob und gegebenenfalls
mit welcher BegrÃ¼ndung er an dem eingelegten Rechtsmittel festhalte, hat der
KlÃ¤ger, der ohne entsprechende Mitteilung an das Gericht auch verzogen oder aus
anderen GrÃ¼nden nicht mehr erreichbar war, trotz schlieÃ�lich am 23.07.2019
Ã¶ffentlich zugestellter Aufforderung, das Verfahren zu betreiben, lediglich
mitgeteilt, er erwarte eine mÃ¼ndliche Verhandlung. 

Â 

Mit Schreiben vom 07.10.2020, dem KlÃ¤ger am 17.10.2020 zugestellt, hat der
Senat unter Wiederholung des Hinweises auf die seiner Auffassung nach
zutreffende erstinstanzliche Entscheidung und die daraus folgende mangelnde
Erfolgsaussicht der Berufung zu einer beabsichtigten ZurÃ¼ckweisung derselben
durch Beschluss angehÃ¶rt. Daraufhin hat sich die BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
erneut bestellt und nach Akteneinsicht unter dem 09.12.2020 mitgeteilt, die
Berufung werde aufrecht erhalten, weil eine klageabweisende Entscheidung unter
Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes sowie unter VerstoÃ� gegen die
GrundsÃ¤tze des effektiven Rechtsschutzes und der ProzessÃ¶konomie erginge. In
analoger Anwendung der gesetzlichen Vorschriften mÃ¼sse es hier zu einer
Stattgabe kommen. 

Â 

Nachdem der KlÃ¤ger (offenbar seit lÃ¤ngerer Zeit) seinen Wohnsitz nach Spanien
verlegt hat und sein Erscheinen zu einem (anberaumten und nach Kenntnis von
dieser Situation aufgehobenen) ErÃ¶rterungstermin mit nicht zu vertretendem
Aufwand verbunden ist, hat der Senat mit Schreiben vom 26.08.2022 noch einmal
auf sein Festhalten an der Absicht hingewiesen, die Berufung durch Beschluss
zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten und der beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten
verwiesen, der Gegenstand von Beratung und Entscheidung gewesen ist.

Â 
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Â 

II.

Die Berufung kann durch Beschluss zurÃ¼ckgewiesen werden, denn ein Fall des Â§
105 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) liegt nicht vor. Der Senat hÃ¤lt nach
AusÃ¼bung pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich, da der Fall weder rechtlich noch tatsÃ¤chlich
schwierig ist. Angesichts des bereits erfolgten umfangreichen Vortrags lÃ¤sst eine
mÃ¼ndliche Verhandlung das erstmalige Vorbringen noch nicht vorgetragener
Tatsachen oder rechtlicher Gesichtspunkte nicht erwarten. Andere Aspekte, die
nach dem Grundsatz des fairen Verfahrens die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen
Verhandlung notwendig erscheinen lassen, sind ebenfalls nicht erkennbar. Auch
eine weitere SachaufklÃ¤rung ist nicht erforderlich. Zudem hÃ¤lt der Senat die
Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet. Die Beteiligten sind Ã¼ber die
Rechtslage durch das gerichtliche Schreiben vom 07.10.2020 informiert und zu
einer Entscheidung durch Beschluss angehÃ¶rt worden (Â§ 153 Abs. 4 Satz 2 SGG).
Auch in Anbetracht der seitdem verstrichenen Zeit ist eine erneute AnhÃ¶rung nicht
erforderlich, da sich die prozessuale Situation nicht zugunsten des KlÃ¤gers
geÃ¤ndert hat und die Beteiligten telefonisch und schriftlich Kenntnis davon
erhalten haben, dass der Senat weiterhin beabsichtigt, Ã¼ber die Berufung durch
Beschluss zu entscheiden. 

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers ist jedenfalls unbegrÃ¼ndet, denn das Sozialgericht hat
die RechtmÃ¤Ã�igkeit der die GewÃ¤hrung einer Rente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte versagenden Entscheidung der Beklagten zu Recht bestÃ¤tigt; der
KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf eine solche Rente. 

Â 

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 38, 236b Abs. 2 Satz 1 SGB VI haben Versicherte, die vor dem
01.01.1953 geboren sind, Anspruch auf Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte, wenn sie das 63. Lebensjahr vollendet und die Wartezeit von 45 Jahren
erfÃ¼llt haben. 

Â 

Der KlÃ¤ger ist am 00.11.1952 und damit vor dem 01.01.1953 geboren. Auch hatte
er das 63. Lebensjahr bei Antragstellung am 09.12.2015 vollendet. 

Â 

Die Wartezeit von 45 Jahren hat der KlÃ¤ger indessen nicht erfÃ¼llt; sein
Versicherungskonto weist nicht die erforderlichen 540, sondern lediglich 245
Monate aus. 
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Â 

Auf die Wartezeit von 45 Jahren werden nach Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 SGB VI
Kalendermonate angerechnet mit

1. PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit,

2. BerÃ¼cksichtigungszeiten,

3. Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung, Leistungen
bei Krankheit und Ã�bergangsgeld, soweit sie Pflichtbeitragszeiten oder
Anrechnungszeiten sind, und

4. freiwilligen BeitrÃ¤gen, wenn mindestens 18 Jahre mit Zeiten nach Nr. 1
vorhanden sind.

Â 

PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit sind fÃ¼r
den KlÃ¤ger nie entrichtet worden (Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 1 SGB VI); als
verbeamteter Polizist war er gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI versicherungsfrei.
GemÃ¤Ã� Â§ 55 Abs. 1 SGB VI sind Pflichtbeitragszeiten aber neben Zeiten, fÃ¼r
die nach Bundesrecht PflichtbeitrÃ¤ge gezahlt worden sind, auch solche, fÃ¼r die
sie nach besonderen Vorschriften als gezahlt gelten. Eine besondere Vorschrift in
diesem Sinne ist Â§ 185 Abs. 2 Satz 1 SGB VI, demzufolge im Rahmen einer
Nachversicherung gezahlte BeitrÃ¤ge als rechtzeitig gezahlte PflichtbeitrÃ¤ge
gelten. Derartige Zeiten enthÃ¤lt das Versicherungskonto des KlÃ¤gers;
nachversichert worden ist hier die Zeit vom 01.09.1970 bis zum 31.08.1988, seine
aktive Dienstzeit als Polizeibeamter. 

Â 

Unstreitig ist fÃ¼r den Zeitraum, in welchem der KlÃ¤ger wegen DienstunfÃ¤higkeit
in den vorzeitigen Ruhestand versetzt war und VersorgungsbezÃ¼ge erhielt, keine
Nachversicherung erfolgt. 

Â 

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers hÃ¤tte eine Nachversicherung auch weder
erfolgen mÃ¼ssen noch kÃ¶nnen. Nach Â§ 8 Abs. 2 Satz 2 SGB VI erstreckt sich die
Nachversicherung nÃ¤mlich auf den Zeitraum, in dem die Versicherungsfreiheit
oder die Befreiung von der Versicherungspflicht vorgelegen hat. Versicherungsfrei
war der KlÃ¤ger (nur) in dem oben genannten nachversicherten Zeitraum, von der
Versicherungspflicht befreit war er nie. 

Â 

Der Nachversicherungszeitraum ist, dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des 
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Â§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB VI, wonach AngehÃ¶rige des dort nÃ¤her beschriebenen
Personenkreises nachversichert werden, wenn sie ohne Anspruch oder Anwartschaft
auf Versorgung aus der BeschÃ¤ftigung ausgeschieden sind oder ihren Anspruch
auf Versorgung verloren haben, der Zeitraum, in welchem eine BeschÃ¤ftigung im
sozialversicherungsrechtlichen Sinne vorlag, der Nachzuversichernde also
BeschÃ¤ftigter war. Der Legaldefinition in Â§ 7 Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 2 Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV) zufolge ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis, wobei Anhaltspunkte fÃ¼r eine
BeschÃ¤ftigung eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers sind. Ein wegen DienstunfÃ¤higkeit
vorzeitig in den Ruhestand getretener Beamter ist kein BeschÃ¤ftigter in diesem
Sinne mehr und damit als solcher weder versicherungspflichtig noch â�� wie auch
die BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers im Schriftsatz vom 09.12.2020 selbst ausfÃ¼hrt
und begrÃ¼ndet â�� versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit. Im
Fall seiner Reaktivierung wÃ¤re er (wieder) versicherungsfrei, im Fall der
AusÃ¼bung einer (nicht nur geringfÃ¼gigen) entgeltlichen TÃ¤tigkeit wÃ¤re er
versicherungspflichtig bzw., bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen
und Antragstellung, von der Versicherungspflicht befreit.

Â 

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers sind die Zeiten seiner DienstunfÃ¤higkeit bei
der Berechnung der Wartezeit auch weder nach den allgemeinen Vorschriften des
SGB VI noch in analoger Anwendung derselben zu berÃ¼cksichtigen. Dass sich aus
den Regelungen des SGB VI zur Nachversicherung nichts sein Begehren
StÃ¼tzendes ergibt, rÃ¤umt er selbst ebenso ein wie die Tatsache, dass sich eine
analoge Anwendung derselben angesichts der strikten Anbindung des
sozialversicherungsrechtlichen BeschÃ¤ftigungsbegriffs an eine tatsÃ¤chliche
BeschÃ¤ftigung verbietet; auch insoweit sei auf den Schriftsatz seiner
BevollmÃ¤chtigten vom 09.12.2020 verwiesen. 

Â 

Lediglich der VollstÃ¤ndigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass die hier
vorliegende Konstellation der Beendigung des BeamtenverhÃ¤ltnisses und der
Nachversicherung der aktiven Dienstzeit zu einem Zeitpunkt, in welchem der
ehemalige Beamte schon viele Jahre im vorzeitigen Ruhestand war, ungewÃ¶hnlich
ist, aber weder dies noch der Umstand, dass die Rente des KlÃ¤gers geringer ist, als
wenn er nicht vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden wÃ¤re, rechtfertigt die
Annahme, dass der Gesetzgeber ein solches Ergebnis nicht gewollt hÃ¤tte und/oder
dasselbe gar verfassungswidrig sei. Die Anwendung der Vorschriften des SGB VI zur
Nachversicherung fÃ¼hrt dazu, dass die auf die Verurteilung des pensionierten
Beamten folgende Sanktion, nÃ¤mlich die Beendigung des BeamtenverhÃ¤ltnisses,
eine geringere Versorgung nach sich zieht. Dies hÃ¤tte der KlÃ¤ger verhindern
kÃ¶nnen, indem er nicht straffÃ¤llig geworden wÃ¤re; die finanzielle EinbuÃ�e ist
weder schicksalhaft noch stellt sie eine unbillige HÃ¤rte dar. 

Â 
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Die Kostenentscheidung findet ihre Grundlage in Â§ 193 SGG und trÃ¤gt dem
Ausgang des Verfahrens Rechnung.

Â 

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen.

Â 

Â 

Erstellt am: 22.08.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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